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Vertrag-Nr. .................

Anbau- Liefer- und Abnahmevertrag

über Biomasse zur Verwendung in Biogasanlagen
(Ernte, Transportregelung)

zwischen

Name / Firma:

________________________________________________________

Wohnort / Sitz:
________________________________________________________

Biomasselagerstätte:
________________________________________________________

(Aufkäufer / Biogasanlage)

und 

dem Landwirt:

________________________________________________________




________________________________________________________

Betriebsnummer:
________________________________________________________

zust. Landwirtschaftsamt: _____________________________________________________

Bundesland:

________________________________________________________

(Erzeuger)

§ 1 Vertragsgegenstand

1. Der Erzeuger verpflichtet sich, für die Dauer der Vertragslaufzeit für den Aufkäufer auf den Vertragsflächen die unter Ziffer 3 vereinbarte Biomasse zur Vergärung in Biogasanlagen anzubauen und sämtliche auf den Vertragsflächen innerhalb des Stillegungszeitraumes geerntete Biomasse unmittelbar nach der Ernte zum Zweck der Verarbeitung in der Biogasanlage abzuliefern. Der Aufkäufer verpflichtet sich, die gesamte für ihn auf den Vertragsflächen angebaute Biomasse abzunehmen und in der Biogasanlage zu Biogas zu verarbeiten und die vereinbarte Vergütung zu entrichten.

2. Die Parteien sind sich darüber einig, dass mit der angebauten Biomasse ein möglichst optimaler Biogasertrag erzielt werden soll und der Erzeuger bei Anbau und Pflege des Biomasseaufwuchses die im Rahmen der guten fachlichen Praxis vom Abnehmer ausgesprochenen Empfehlungen nach Möglichkeit beachten wird.

3. Bei dem vertragsgegeständlichen Biomasseanbau handelt es sich um folgende Maßnahme:

· nachwachsende Rohstoffe auf stillgelegten Flächen oder

· Energiepflanzen auf nicht stillgelegten Flächen
(Zutreffendes bitte ankreuzen. Andernfalls handelt es sich bei dem vertragsgegenständlichen Biomasseanbau um keine der beiden Maßnahmen.)
§ 2 Vertragsflächen

Der Erzeuger verpflichtet sich, mit der unter Ziffer 3 vereinbarten Biomasse nachfolgende Flächen zu bebauen.

lfd.Nr. ____  Gemarkung: _____________________________________________________

lfd.Nr. ____  Gemarkung: _____________________________________________________

lfd.Nr. ____  Gemarkung: _____________________________________________________

Gesamtvertragsfläche:
_____________________ ha.

§ 3 Vertragsbiomasseart und Anbauflächen

1. Der Erzeuger verpflichtet sich, für die Dauer der Vertragslaufzeit auf den Vertragsflächen jährlich nachfolgende Biomassearten anzubauen mit der jeweils nachfolgend angegebenen Anbaufläche:

Biomasseart: 








           Anbaufläche:

· Silomais








 auf __________ ha

· Corn Cob Mix







 auf __________ ha

· Lieschkolbenschrot






 auf __________ ha

· Getreideganzpflanze       ______________________________
 auf __________ ha

   (genaue Bezeichnung)

· Sonstige Ganzpflanzen   ______________________________
 auf __________ ha

    (genaue Bezeichnung – z.B. Ackerbohnen)

· Körnermais
           ______________________________
 auf __________ ha

  (genaue Bezeichnung – z.B. Sorte)

· Getreidekörner
           ______________________________
 auf __________ ha

  (genaue Bezeichnung – z.B. Weizen)

· Grünland/Kleegras          ______________________________
 auf __________ ha

   (genaue Bezeichnung – z.B. Grassilage)

· Sonstiges

           ______________________________
 auf __________ ha

· Sonstiges

           ______________________________
 auf __________ ha

· Zwischenfruchtanbau      ______________________________
 auf __________ ha

(genaue Bezeichnung)

2. Dem Erzeuger steht es frei, auf welchen der in § 2 aufgeführten Vertragsflächen er die in § 3 angekreuzten Biomassearten mit den jeweiligen Anbauflächen anbaut. Maßgeblich ist nur, dass die Summe der Anbauflächen übereinstimmt mit der Gesamtvertragsfläche des § 2.

3. Fruchtfolge- und schlaggrößenbedingte Flächenabweichungen bis zu _____ % (z. B. 10%) sind zu tolerieren.

4. Der Erzeuger hat dem Abnehmer unverzüglich nach der Aussaat mitzuteilen, auf welchen FID-nummern (Feldstücksidentifikator der digitalen Feldstückskarte) er welche der in § 3 Nr. 1 angekreuzten Biomasse angebaut hat.

§ 4 Mitteilung des Erntetermins

1. Der Erzeuger hat, unabhängig davon, ob die Ernte und der Transport der Biomasse zur Biomasselagerstätte vom Erzeuger oder vom Abnehmer vorzunehmen ist, dem Abnehmer den Erntetermin für die jeweilige Biomasseart mit einer Frist von mindestens _________ (z. B. 14) Tage anzukündigen bzw. zu bestimmen.

2. Der Abnehmer ist jedoch, sofern dies aus betrieblichen Gründen erforderlich ist, berechtigt, den angekündigten bzw. gesetzten Termin um bis zu _______ (z. B. 7) Tage nach vorne oder nach hinten zu verschieben.

§ 5 Ernte / Transport

1. Die Aberntung der vom Erzeuger angebauten Biomasse hat grundsätzlich der Erzeuger
auf eigene Kosten durchzuführen.

Dem Erzeuger ist bekannt, dass die Häckslerqualität für die Biogasanlage von erheblicher Bedeutung ist. Er räumt deshalb dem Aufkäufer ein Mitbestimmungsrecht bei der Auswahl des Häckslers ein.

Der Betreiber der Biogasanlage (Aufkäufer) ist auch berechtigt, den Häckslereinsatz 
allein zu bestimmen und den Lohnunternehmer/GdbR mit der Erntearbeit zu beauftragen.
In diesem Fall hat er die Erntekosten für den Häckslereinsatz direkt an den Häcksler-
betrieb zu leisten.


2. Der Transport der Biomasse zur Biogasanlage wird vom Erzeuger auf eigene Kosten
durchgeführt.

§ 6 Qualitäts- und Beschaffenheitskontrolle

1. Der Erzeuger sichert dem Aufkäufer zu, dass ausschließlich die in diesem Vertrag vereinbarte Biomasse geliefert wird. Für Vermischungen der Anliefermenge durch den Erzeuger mit nicht bonusberechtigter Biomasse trägt der Erzeuger die volle Haftung über die dem Abnehmer entstehenden Schäden aus der Fehllieferung.

2. Die Biomasse ist unverzüglich nach Anlieferung durch den Erzeuger bzw. Abholung durch den Abnehmer einer Kontrolle hinsichtlich der in der Preisstaffelungsvereingarung (Anlage 1) festgelegten Qualitätsmerkmale und der unter Abs. 1 genannten Beschaffenheit zu unterziehen.

Die Qualitäts- und Beschaffenheitskontrolle wird hierbei wie folgt vorgenommen:

_______________________________________________________________________

3. Unterbleibt die Kontrolle oder wird diese nicht gemäß den o. g. Vereinbarungen vorgenommen, wird unterstellt, dass die angelieferte Biomasse die Qualität aufweist, für die nach der Preisstaffelvereinbarung der Grundpreis zu bezahlen ist. 

§ 7 Gewichtsfeststellung / Wiegegebühren

Sofern nach dieser Vereinbarung Gewichtsfeststellungen durchzuführen sind, werden diese vom   ( Erzeuger oder  ( Aufkäufer durch Wiegen auf der Waage in ___________________ auf Kosten der  ( Erzeugers oder  ( Aufkäufers festgestellt.

§ 8 Abnahmepreis

Für die nach diesem Vertrag gelieferte Biomasse bezahlt der Aufkäufer dem Erzeuger ein Entgelt gemäß der diesem Vertrag als wesentlicher Vertragsbestandteil beiliegenden Preisstaffelungsvereinbarung (Anlage 1). In dieser Preisstaffelungsvereinbarung können auch Vereinbarungen über die Beschaffenheit der anzuliefernden Biomasse (z. B. Schnittlänge etc.) bestimmt werden.

§ 9 Abrechnungsfrist

1. Die Abrechnung und Bezahlung erfolgen binnen einer Frist von _____ Tagen nach Anlieferung durch den Erzeuger bzw. Abholung durch den Abnehmer.

2. Der Abnehmer erteilt dem Erzeuger eine Abrechnung, aus der die nach dieser Vereinbarung für die Preisfindung maßgeblichen Faktoren ersichtlich sind. 

3. Der Abrechnungsbetrag ist, unter Berücksichtigung evtl. geleisteter Abschlagszahlung, dem Erzeuger kostenfrei auf dessen Konto bei der 

__________________________________ BLZ: ___________ Kto-Nr.: ______________

zu überweisen.

§ 10 Höhere Gewalt

1. Wird durch höhere Gewalt die Lieferung der vereinbarten Menge unmöglich, wird der Erzeuger von der Lieferung der unmöglichen Menge befreit. Die beiderseitigen Verpflichtungen hinsichtlich der tatsächlich geernteten Menge bleiben hiervon unberührt.

2. Der Erzeuger hat den Eintritt der höheren Gewalt dem Abnehmer unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Er hat es auch schriftlich anzuzeigen, wenn sich abzeichnet, dass die obig angegebenen voraussichtlichen Ernteerträge infolge witterungsbedingter Umstände nicht erzielt werden.

§ 11 Anbau auf Stillegungsflächen / Energieprämienpflanzen

Findet der Anbau gemäß § 1 Absatz 2 auf einer Vertragsfläche statt, die als Stillegungsfläche erfasst ist, oder findet der Anbau gemäß § 1 Absatz 2 auf einer Vertragsfläche statt, für die eine Ernergiepflanzenprämie beantragt wird, so verpflichten sich beide Parteien, die von der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) von den Beteiligten geforderten Verpflichtungen (z. B. Kautionshinterlegung durch den Abnehmer) und Erklärungen zu erfüllen bzw. zu erteilen. Insbesondere haben sie jährlich für das neue Erntejahr den Anbau- und Abnahmevertrag in der jeweils geforderten Form bei der zuständigen Landesstelle bzw. bei der BLE fristgerecht abzugeben bzw. in Kopie einzureichen. Verstößt ein Vertragspartner gegen die von der BLE geforderten Verpflichtungen, so haftet er für alle daraus entstehenden Schäden.

§ 12 Eigentumsvorbehalt

Der Erzeuger behält sich das Eigentum an der gelieferten Biomasse bis zum Eingang aller Zahlungen aus diesem Vertrag vor. 

§ 13 Sonstiges / Mündliche Nebenabreden

1. Sonstige Vereinbarungen: _________________________________________________

2. Alle nach diesem Vertrag bzw. den Anlagen zu diesem Vertrag vereinbarten Entgelte verstehen sich jeweils zuzüglich der gesetzlichen Mehrwertsteuer.

3. Zu diesem Vertrag wurden keine mündlichen Absprachen getroffen.

4. Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform.

5. Die Anlagen _________ (z. B. 1a und 1b) sind wesentlicher Bestandteil dieses Vertrages.

§ 14 Abrechnung über Maschinenring

Die Vertragsparteien beauftragen den örtlichen Maschinenring mit der Koordination der 
Maschineneinsätze und der Abwicklung des Zahlungsverkehrs.

§ 15 Salvatorische Klausel

Sollte eine der in diesem Vertrag getroffenen Bestimmungen unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so berührt das die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht. 

Die unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmungen sind im Wege der Auslegung durch wirksame oder durchführbare Bestimmungen zu ersetzen.

Ist eine Ersetzung im Wege der Auslegung nicht möglich, gelten hilfsweise die gesetzlichen Bestimmungen.

§ 16 Vertragsdauer

Dieser Vertrag beginnt am _____________________ und wird auf die Dauer von _________ 

(z. B. 10) Jahren abgeschlossen, endet somit zum _________________________________.

Das Recht zur Kündigung der Vertragsparteien aus wichtigem Grund bleibt unberührt.

___________________________

Ort, Datum

_____________________________

_____________________________

Unterschrift Erzeuger




Unterschrift Abnehmer

